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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zweiten Verlängerung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 2313/71 und 2823/71 über die zeitweiiige teilweise 
Aussetzung der Zoilsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung in und 
Herkunft aus Algerien, Marokko, Tunesien und der Türkei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnungen (EWG) Nr. 2313/71 1) und 2823/ 
71 2), verlängert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1567/72^), haben bis zur Einführung einer endgül- 
tigen Regelung eine Übergangsregelung für die Ein- 
fuhr von Weinen aus Algerien, Marokko, Tunesien 
und der Türkei in die Gemeinschaft festgelegt. Da 
diese endgültige Regelung noch nicht erlassen ist, 
empfiehlt es sich, die Ubergangsregelung unter den- 
selben Bedingungen zu verlängern, die bei ihrem 
Erlaß zugrunde gelegt worden waren - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Das in Artikel 2 Unterabsatz 2 der Verordnungen 
(EWG) Nr. 2313/71 und 2823/71 genannte Datum 
des 31. August 1973 wird durch das des 31. August 
1974 ersetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 244 
vom 30. Oktober 1971, S. 10 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 285 
vom 29. Dezember 1971, S. 51 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 25. Juli 1972, S. 6 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 2313/71 des Rates über 
die zeitweilige teilweise Aussetzung der Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung 
in und Herkunft aus Algerien und die Verordnung 
(EWG) Nr. 2823/71 zur zeitweiligen Aussetzung der 
Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs für Weine mit Ur- 
sprung in und Herkunft aus Marokko, Tunesien und 
der Türkei wurden vom Rat als Übergangsregelun- 
gen bis zur Einführung einer endgültigen Regelung 
erlassen, um eine Unterbrechung der Weinausfuh- 
ren in die Gemeinschaft, die für dieses Land von 
vorrangiger Bedeutung sind, zu verhindern, ohne 
daß dadurch den Interessen der Gemeinschaftserzeu- 
ger geschadet wird. 

Da diese durch die Ratsverordnung (EWG) Nr. 1567/ 
72 bereits einmal verlängerten Ratsverordnungen 
nur bis zum 31. August 1973 Gültigkeit haben und 
es wenig wahrscheinlich ist, daß endgültige Rege- 
lungen bis zu diesem Zeitpunkt erlassen sind, emp- 
fiehlt die Kommission dem Rat, die Geltungsdauer 
dieser Verordnungen bis spätestens zum 31. August 
1974 zu verlängern und zu diesem Zweck den vor- 
liegenden Vorschlag für eine Verordnung anzuneh- 
men. 

Unter Zugrundelegung des in der Vergangenheit 
festgestellten Handelsaustausches würde eine ein- 
jährige Verlängerung der genannten teilweisen Zoll- 
aussetzung vom 31. August 1973 bis 31. August 1974 
eine Verminderung der Zolleinnahmen um schät- 
zungsweise 1,4 Millionen RE zur Folge haben. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
25. Juli 1973 - 114 (IV/ 1 ) -^ 680 70 - E - We 38/73. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. Juni 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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